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I. Einleitung und Problemstellung 
1. Das schweizerische System der Familienzulagen 
Obwohl der Bund seit nunmehr 60 Jahren über die Kompetenz verfügt, im 
Bereich der Familienzulagen zu legiferieren, hat er von dieser Kompetenz 
bislang nur sehr zurückhaltend Gebrauch gemacht. Lediglich für die Arbeit-
nehmerionen und Arbeitnehmer in der Landwirtschaft, die selbständigen 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Älplerinnen und Älpler sowie für die Be-
rufsfischerinnen und Berufsfischer bestehen mit dem Bundesgesetz über die 
Familienzulagen in der Landwirtschaft (FLG) 1 einheitliche2 Regelungen des 
Bundes.3 Daneben kennen sämtliche Kantone Familienzulageordnungen, die 
sich trotz einiger Ähnlichkeiten (z.B. Finanzierung durch Arbeitgeber) in 
wesentlichen Punkten markant unterscheiden (Höhe der Zulagen, Einbezug 
Selbständigerwerbender, Einbezug Nichterwerbstätiger). 4 
Gegenstand dieser Abhandlung bilden in erster Linie die Familienzulagen 
für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern. Mit diesen verbunden sind auch die 
Zulagen für selbständige Älplerinnen und Älpler sowie für Berufsfischerin-
nen und Berufsfischer. 
Bundesgesetz über die Familienzulagen in der Landwirtschaft vom 20. Juni 1952 (FLG), 
SR 836. 1. 
Selbst diese Bundesregelungen sind nicht vollständig einheitlich, da der Kanton Genf ge-
mäss Art . 24 Abs. 2 FLG von der Geltung des FLG ausgenommen ist. Siehe dazu hinten 
bei Fn. 69 . 
Der Vollständigkeit halber sind auch die Familienzulagen nach Bundespersonalrecht zu 
erwähnen, die hier jedoch ausser Betracht bleiben; siehe Art. 31 des Bundespersonalge-
setzes vom 24. März 2000, SR 172.220.1. M it der Schaffung eines eidgenössischen Rah-
mengesetzes für Familienzulagen würden diesen Leistungen des Bundes nur noch sub-
sidiärer bzw. ergänzender Charakter zukommen; siehe BB12004 6912. 
Siehe dazu die jährlich aktualisierte Übersicht des Bundesamts flir Sozialversicherung, 
Grundzüge der kantonalen Familienzulageordnungen, http: //www.bsv.admin.ch/fam/ 
grundlag/d/grundzuege.pdf (aktueller Stand: I. Januar 2005 , zit. Grundzüge Familienzu-
lageordnungen) . Siehe auch zu den Grundzügen der Familienzulageordnungen des Bun-
des sowie der Kantone PASCAL MAHON, Les allocations familiales, in ULRICH MEYER-
BLASER (Koordination und Verantwortung), HEINRICH KOLLERIGEaRG MÜLLER/RENE 
RHINOWIULRICH ZIMMERLI (Hrsg.), Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht, Basel/ 
Genf/München 1998. Zum kantonalen Recht RANDOLPH ANDREA KOLLER, Die kantonalen 
Familienzu lagengesetze, ein systematischer Vergleich der Gesetze in den Kantonen AG, 
BS, BE, GE, LU, SG, SH, UR, VS und ZH, Diss. Zürich 1984. 
2. Struktur-, Regional- und Sozialpolitik 
Der mit dieser Schrift Geehrte hat sich in zahlreichen massgebenden Pub-
likationen mit Fragen der Wirtschaftsverfassung und der Wirtschaftspolitik 
befasst. 5 Mit seinem jüngst erschienenen «Wirtschaftsstrukturrecht» 6 hat er 
zudem ein neues Standardwerk zum Wirtschaftsverwaltungsrecht vorgelegt. 
Wie sogleich aufgezeigt werden soll, zählen die Familienzulagen für Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern nicht nur zum Sozialversicherungsrecht, son-
dern auch zum Wirtschaftsstrukturrecht 7 
Die Strukturpolitik ist ein Teil der Wirtschaftspolitik. Sie versucht, die sek-
torale oder regionale Zusammensetzung einer Volkswirtschaft zu steuern. 8 
Innerhalb der Strukturpolitik kann zwischen sektoraler und regionaler Struk-
turpolitik unterscheiden werden. Erstere will die Zusammensetzung der 
Branchen der Volkswirtschaft beeinflussen, Letztere die räumliche Struktur 
von Bevölkerung und Wirtschaft. 9 Innerhalb der sektoralen Strukturpolitik 
kötmen die Aufgabenkomplexe Strukturwandel und Wachstum sowie Struk-
turerhaltung und Stabilität unterschieden werden. 10 Die regionale Struktur-
politik befasst sich mit der Raumdimension der ökonomischen Aktivitäten. 
In der Schweiz ist seit geraumer Zeit ein tief greifender regionaler Struk-
turwandel zu beobachten, der sich zu Lasten des ländlichen Raums und der 
Berggebiete auswirkt. Der Bund verfügt denn auch über die Kompetenz, 
Neben zahlreichen Aufsätzen sind vor a llem die Habilitationsschrift (PAUL RJCHLI , Zur 
Leitung der Wirtschaftspolitik durch Verfassungsgrundsätze, Bern 1983) sowie zwei ein-
schlägige Lehrbücher (FRITZ GYG I/PAUL RICHLI, Wirtschaftsverfassungsrecht, 2. Aufl ., 
Bern 1997; GIOVANNI BIAGGINI/GEORG Mü LLERIPAUL RICI-ILI/ULRICH ZIMMERLl, Wirt-
schaftsveiwaltungsrecht des Bundes, 4. Aufl. , Basel/Genf/München 2005) zu nennen. 
PAUL RJCHLJ (Hrsg.) , Wirtschaftsstrukturrecht unter besonderer Berücksichtigung des 
Agrar- und Filmwirtschaftsrechts, Band XIII von HEINRICH KOLLERIGEaRG M ü LL ER! 
RENE RHINOWIULRJCH ZtMMERLI (Hrsg.), Schweizerisches Bundesverwaltungsrecht, Ba-
sel/Genf/München 2005 . 
Siehe etwa die Einordnung der Familienzulagen in der Landwirtschaft bei RICHLI , in 
RJCHLI (Fn. 6) , N 872 ff. 
Z.B. RENE RHINow/GERHARD SCHMJD/GIOVANNJ BtAGGINl , Öffentliches Wirtschaftsrecht, 
Basel 1998, § 1 N 18; KILIAN WUNDERIP AUL RlCHLI , in RICI-lLI (Fn . 6) , N 23 ff. 
WUNDER!RICHLI (Fn. 8), N 30. 
10 WUNDER!RJCHLI (Fn. 8), N 36. 
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wirtschaftlich bedrohte Landesgegenden zu unterstützen (Art. 103 BV 11 ). 
Als wirtschaftlich bedroht gelten Teile des Landes, die wegen ihrer geogra-
phischen Lage am wirtschaftlichen Fmischritt nicht teilhaben und so in ihrer 
Entwicklung zurückbleiben. 12 Angestrebt wird im Wesentlichen die regio-
nale Chancengleichheit. 13 Auch staatspolitische Überlegungen legen es nahe, 
den Phänomenen entgegen zu wirken, die mit regionalen Disparitäten ver-
bunden sind (v.a. Abwanderung aus wirtschaftlich schwächeren Gebieten). 14 
Bereits nach diesen kurzen Umschreibungen wird ersichtlich, dass die Fami-
lienzulagen an Kleinbäuerinnen und Kleinbauern einen Bezug sowohl zur 
sektoralen Strukturpolitik (Erhaltung des Kleinbauernstandes) als auch zur 
regionalen Strukturpolitik (Besiedlung und Bewirtschaftung des ländlichen 
Raums und der Berggebiete) aufweisen. 
Verfassung, die mit dem «Wohl der Schwachen» bereits einen sozialpoliti-
schen Topos aufgreift, sind auch die im Zweckartikel genannte Chancen-
gleichheit (Art. 2 Abs. 3 BV) sowie die beiden «Wohlfahrtsartikel» (Art. 2 
Abs. 2 und Art. 94 Abs. 2 BV) zu nennen.17 Die zentralen Leitlinien der So-
zialpolitik ergeben sich jedoch aus den in Art. 41 BV enthaltenen Sozial-
zielen sowie aus den mit Zielvorgaben angereicherten Kompetenznormen 
des 3. Titels der Bundesverfassung. 18 Der Schutz bzw. die Unterstützung der 
Familien bildet ein zentrales sozialpolitisches Anliegen (Art. 41 Abs. 1 lit. c 
und Art. 116 Abs. 1 BV). Ebenso zählt der Schutz und die Förderung Ju-
gendlicher zu den Kernanliegen der Sozialpolitik (Art. 11 Abs. 1 und Art. 41 
Abs. 1 lit. fund g BV). Die Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern stehen zweifellos im Dienst der letztgenannten Ziele. 19 
Fragestellung und Vorgehen 
Sozialpolitik zielt auf die Gewährleistung von sozialer Sicherheit ab. Dabei 
strebt sie die Behebung oder Milderung sozialer Missstände an, welche auf- 3. 
grund individueller oder kollektiver Schwierigkeiten und Nöte eingetreten 
sind. Dem Staat geht es dabei - verkürzt ausgedrückt- um die Verhinderung 
oder Bewältigung von sozialen Konflikten und darum, die allgemein gülti-
Die Untersuchung will zur Klärung der Frage beitragen, wie die Familien-
zulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zu typisieren und verfassungs-
rechtlich einzuordnen sind. 
gen Grundwerte von Solidarität und Gleichwertigkeit der Menschen in ei-
nem Umfeld möglichst grosser individueller Freiheit zu verwirklichen. 15 Die 
zentralen Anliegen lassen sich zu einem wesentlichen Teil aus der Verfas-
sung sowie aus internationalem Recht ableiten. 16 Neben der Präambel der 
11 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV), SR 
101. 
12 BIAGGINI/MÜLLER!RICHLI/ZIMMERLI (Fn. 5), S. 161. 
13 RHINOW/SCHMID/BlAGG!Nl (Fn. 8), § 29 N 6. 
14 RHINOW/SCHMIDIBIAGGINI (Fn. 8), § 29 N 2. 
Zunächst werden in einem Überblick die Grundzüge der Familienzulagen für 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern dargelegt. Diese werden in den weiteren 
Kontext mit anderen Normen des Bundesrechts sowie mit den kantonalen 
Familienzulageordnungen gestellt und zusammenfassend typisiert (Zijf. I!.). 
Darauf folgt ein verfassungsrechtlicher Blick auf dieses Rechtsinstitut 
(Ziff. III.). Abschliessend wird nach einer kurzen Zusammenfassung ein 
15 Zur Definition der Sozialpolitik etwa ERWIN CARIGIET, in ERWIN CARJGIET!UELI MÄ-
DER!JEAN-MICHEL BONVIN (Hrsg.) , Wörterbuch der Sozialpolitik, Zürich 2003, S. 301 f.; 
siehe zu den verschiedenen Definitionsansätzen von Sozialpolitik EDWIN SCHWEINGRUBER, 17 
PAUL MüLLER, Verfassungsrecht der Schweiz, Zürich 2001 , § 34; RENE RHINOW, Grund-
züge des schweizerischen Verfassungsrechts, Basel/Genf/München 2003, N 3034 ff.; zur 
älteren Sozialverfassung umfassend HANS PETER TSCHUDI, Die Sozialverfassung der 
Schweiz (Der Sozialstaat), Bem 1986, S. 26 f. 
MEYER-BLASERlGÄCHTER (Fn. 16), § 34 N 19 f.; RHINOW (Fn. 16), N 3063 ff. Sozialgesetzgebung der Schweiz, 2. Aufl., Zürich 1977, S. 16 ff. 
16 Siehe die Übersichten über die (geltende) schweizerische Sozialverfassung bei LUZJUS 
MADER, Die Sozial- und Umweltverfassung, AJP 1999, S. 698 ff.; MAHONPASCALIMÜL-
LER CH RJSTOPH, La dimension sociale dans Ia constitution federale, ausjourd'hui et 
demain, Aspects de Ia securite sociale 4/1998, S. 25 ff.; ULRJCH MEYER-BLASERlTHOMAS 
GÄCHTER, Der Sozialstaatsgedanke, in DANIEL THÜRER!JEAN-FRANCOIS AUBERT/JÖR 
18 Zahlreiche Normen der Sozialverfassung des Bundes enthalten neben der eigentlichen 
Kompetenzzuweisung auch materielle Zielvorgaben, so etwa Art. II I , Art. 116 Abs. I 
oder Art. 118 Abs. I BV. Siehe z.B. SCHWEINGRUBER (Fn. 15), S. 85; TSCHUDI (Fn. 16), 
S. 26 f. 
19 Vgl. etwa KOLLER (Fn. 4), S. 13 f.; MAHON (Fn. 4), N 4 f. 
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Ausblick auf die Zukunft der Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern gewagt (Ziff. IV.). 
11. Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
1. Die Ordnung gernäss FLG 
a) Unterstellte Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
Landwirtinnen und Landwirte sind nur dann nach Massgabe des FLG ver-
sichert, wenn sie einen unterstellten Betrieb im Sinn von Art. 7 FL V20 füh-
Als selbständig im Sinn des FLG gelten etwa die Betriebsleiterinnen und 
Betriebsleiter24 sowie die mitarbeitenden Erbinnen oder Erben einer Erben-
gemeinschaft. 25 Anders als bei der Bestimmung des AHV-Beitragsstatuts 
gelten Aktionäre oder Gesellschafter, die in ihrem als Aktiengesellschaft 
oder Gesellschaft mit beschränkter Haftung geführten landwirtschaftlichen 
Betrieb arbeiten, im Sinn des FLG nicht als Arbeitnehmende, sondern 
ebenfalls als Selbständige.26 
Die Unterscheidung zwischen haupt- und nebenberuflicher Tätigkeit der 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern hat seit dem 1. April 1980 an Bedeutung 
verloren, da seit diesem Zeitpunkt auch für die nebenberuflichen Klein-
ren?1 Gernäss dieser Bestimmung findet das FLG nur auf Betriebe Anwen- bäuerinneu und Kleinbauern ein Anspruch auf Familienzulagen besteht. 27 
dung, die dem Anbau landwirtschaftlicher Nutzpflanzen, dem Obst-, Wein- Vorher war das nur für hauptberufliche landwirtschaftliche Tätigkeiten der 
und Gemüsebau, der Viehhaltung und Viehzucht sowie der Geflügel- un Fall. 28 Die Ausweitung der Bezugsberechtigung auf nebenberufliche Tätig-
Bienenzucht dienen.22 Es ist nicht anwendbar auf Landwirtschaftsbetriebe keiten wurde damit gerechtfertigt, dass nicht wenige Kleinbäuerinnen und 
die in enger betrieblicher Verbindung mit gewerblichen oder industrielle Kleinbauern, insbesondere im Berggebiet, auf einen Nebenerwerb augewie-
Betrieben stehen, sofern der nichtlandwirtschaftliche Betrieb den Hauptbe sen seien. Die Ausübung nebenberuflicher Tätigkeiten müsse daher gefördert 
trieb darstellt. 23 Ebenso gilt es nicht bei bewirtschafteten Waldgrundstücken und dürfe nicht dadurch gehemmt werden, dass die Kleinbäuerinnen und 
die nicht in Verbindung mit einem Landwirtschaftsbetrieb stehen. Kleinbauern wegen ihrer Einkünfte aus nichtlandwirtschaftlicher Tätigkeit 
Anspruch auf Familienzulagen haben nur selbständige Kleinbäuerinnen un 
Kleinbauern, die sich im Haupt- oder Nebenberuf als Landwirtinnen un 
Landwirte betätigen (Art. 5 Abs. 1 FLG). 
den Anspruch auf Kinderzulagen einbüssten. 29 Um die Zahlung allzu ge-
ringer Zulagen an die nebenberuflichen Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zu 
verhindern, wird alternativ ein Mindesteinkommen aus dem landwirtschaft-
lichen Betrieb oder eine Minimaldauer der Tätigkeit im Landwirtschafts-
24 Gernäss Art. 8 EL V gelten die Eigentümer, Pächter oder Nutzniesser eines landwirtschaft-
lichen Betriebs als Betriebsleiter. 
25 
20 Verordnung über die Familienzulagen in der Landwirtschaft (FL V) vom 11. November Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 42 . 
1952, SR 836. 11. 26 Siehe Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 5, mit Hinweis auf ZAK 1963, S. 45. Sie haben 
21 ALFRED MAURER, Schweizerisches Sozialversicherungsrecht, Band II: Besonderer Teil, demnach keinen Anspruch auf eine Haushaltungszulage, die nur flir Arbeitnehmende vor-
gesehen ist (Art. 3 FLG), und dürfen, um in den Genuss der Familienzulagen flir Klein-
2· Aufl ., Bern l 98 l ' S. 620· häuerinnen und Kleinbauern zu kommen, die flir diese geltende Einkommensgrenze nicht 
22 Die Fisch- und Pelztierzucht fallt z.B. nicht unter den Begriff der Landwirtschaft, ebens überschreiten. 
Blumengärtnereien, Blumenbindereien, Landschaftsgät1nereien, Baumschulen, Cham 7 AS 1980 276, 279. 
pignon- und industrielle Heilpflanzenzucht; siehe Bundesamt für Sozialversicherung, Fa 
milienzulagen in der Landwirtschaft. Erläuterungen und Tabellen (Stand 1. Januar 2004 
zit. Erläuterungen FLG), N 84 f. Zur Anwendung des FLG auf Berufsfischerinnen un 
Berufsfischer hinten, Ziff. Il. 2. 
23 Siehe die Zusammenfassung der differenzierten Praxis zu den gemischten Betrieben i 
Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 89 ff. 
Als hauptberuflich tätig gilt laut Art. 3 Abs. 2 FL V eine Kleinbäuerin oder ein Kleinbau-
er, der oder die im Verlauf eines Jahres vorwiegend im landwirtschaftlichen Betrieb tätig 
ist und aus dem Ertrag dieser Tätigkeit in überwiegendem Mass den Unterhalt der Familie 
bestreitet. 
9 BBl 1979 I! 780. 
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Einkommensgrenze betrieb verlangt. 30 Laut Art. 3 Abs. 3 FL V liegen die entsprechenden An c) 
sätze gegenwärtig bei einem jährlichen Betriebseinkommen von 2000 Fran 
ken oder dem Zeitaufwand, der dem Halten einer Grossvieheinheit31 ent Die haupt- und nebenberuflichen Landwirtinnen und Landwirte haben nur 
Anspruch auf Familienzulagen gernäss FLG, wenn ihr reines Einkommen 
130'000 Franken im Jahr nicht übersteigt. Die Einkommensgrenze erhöht sich 
dabei um 5000 Franken pro Kind. 35 Die (verhältnismässig tiefe) Einkom-
mensgrenze ist mithin auch der Grund, weshalb von Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern und nicht einfach von selbständigen Landwirtinnen und Land-
wirten gesprochen wird. 
spricht. 
b) A'lplerinnen und A'lpler 
Die Arbeitskräfte auf den Alpen sind meist in unselbständiger Stellun 
beschäftigt und können in ihrer Eigenschaft als landwirtschaftliche 
beitskräfte Haushaltungs- und Kinderzulagen beziehen. In Ausnahmefälle 
bewirtschaften aber auch nichtlandwirtschaftliche Arbeitskräfte oder nebe 
berufliche Landwirtinnen und Landwirte eine Alp in selbständiger Ste 
lung. 32 Selbständige Älplerinnen und Älpler sind den Kleinbäuerinnen un 
Kleinbauern bezüglich der Familienzulagen gernäss FLG grundsätzlic 
gleichgestellt (Art. 5 Abs. 1 FLG). Als Älplerin oder Älpler gilt, wer wä 
rend mindestens zweier Monate ununterbrochen eine Alp selbständig bewi 
schaftet (Art. 3 Abs. 4 FL V), sei es als Eigentümerirr oder Eigentümer od 
als Pächterirr oder Pächter. Häufig handelt es sich um mitarbeitende Farn 
lienmitglieder, die ebenfalls als selbständig im Sinn des FLG gelten.33 A 
ders als die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern unterliegt die Zulagenberec 
tigung der Älplerinnen und Älpler keiner Einkommensgrenze (Art. 5 Abs. 
FLG e contrario ). 34 Älplerinnen und Älpler haben nur für die Zeit der Täti 
keit aufder Alp Anspruch aufKinderzulagen (Art. 10 Abs. 3 FLG). 
30 BBl 1979 II 781. 
31 Die Dauer beträgt 250 Stunden im Jahr, wobei darin der Zeitaufwand für die Futte 
gewinnung inbegriffen ist. Das entspricht annährend der Arbeit eines Monats, wobei d 
Arbeitsjahr in der Landwirtschaft im Mittel 3000 Arbeitsstunden zählt; siehe Erläut 
rungen FLG (Fn. 22), N 54. 
32 Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 79. 
33 Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 42, 79. 
34 Für Älplerinnen und Älpler wurde bewusst auf die Einkommensgrenze verzichtet, die 
die nebenberuflichen Kleinbäuerinnen und Kleinbauern gilt (Art. 5 Abs. 2 FLG). Begrü 
det wurde diese Ungleichbehandlung damit, dass eine Alp jeweils nur für eine klar a 
gegrenzte Zeitspanne übernommen werde, während der keiner einträglichen Neben- b 
Hauptbeschäftigung nachgegangen werden könne (BBI 1979 II 78I ). A.M. wohl MAH 
(Fn. 4), N 31. 
Für die Bemessung des Einkommens sind die Vorschriften über die direkte 
Bundessteuer massgebend. Nicht abgezogen werden können jedoch Einlagen, 
Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen aus der beruflichen Vor-
sorge und der gebundenen Selbstvorsorge (Art. 4 FLV). Nach der (älteren) 
Praxis bilden Kosten- und Bewirtschaftungsbeiträge nicht Teil des mass-
gebenden Einkommens,36 allgemeine und ökologische Direktzahlungen da-
gegen schon. 37 Vollständig geklärt scheint die Behandlung von Direktzah-
lungen indes noch nicht zu sein.38 Weitere Besonderheiten für die Ermittlung 
des massgebenden Einkommens sind auf der Stufe von Verwaltungsweisun-
1--------------------------
Art. 5 Abs. 2 FLG i.V.m. Art. I der Verordnung über die Einkommensgrenze und die 
Anpassung der Ansätze der Kinderzulagen nach dem FLG vom 26. November 2003 (SR 
836.I3). Als Kinder gelten in diesem Zusammenhang auch diejenigen Kinder, für die 
zwar grundsätz lich eine Zulageberechtigung gernäss Art. 9 FLG bestünde, für die aber z.B. 
bereits e ine andere Kinderzulage ausgerichtet wird; siehe BGE II 6 V I69, I71 ff. und 
MAHON (Fn. 4 ), N 31. Konkret heisst das, dass die Einkommensgrenze auch durch Kinder 
erhöht wird, für die wegen des Verbots des Doppelbezugs keine Leistungen nach FLG 
bezogen werden. Keine Erhöhung der Einkommensgrenze bewirken dagegen Kinder, 
welche d1e Altersgrenze bereits überschritten haben; siehe Erläuterunoen FLG (Fn. 22) 
N 57 f. "' ' 
BGE I 06 V I83 , I85 f.; siehe auch BGE II8 V 119, 124. 
Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 6Ia, nach welchen bezügl ich dieser Direktzahlungen ein 
Abzug von maximal I 0'000 Franken vorzunehmen ist. Die Praxis wird zu klären haben 
w.e lche Arten vo~ Geldleistungen an Landwirtinnen und Landwirten als massgebende~ 
Emkommen 1111 Smn des FLG zu gelten haben und ob der pauschale Abzug von maximal 
IO'OOO Franken rechtskonform ist. 
8 
So verallgemeinert etwa THOMAS LOCHER, Grundriss des Sozialvers icherungsrechts, 
3. Autl ., Bern 2003 , S. 3I4, die in Fn. 36 angeführte Rechtsprechung für sämtliche Di-
rektzah lungen. 
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gen geregelt. 39 
Das reine Einkommen kann entweder aufgrund der Angaben der Kleinbäue 
rinnen und Kleinbauern mit Hilfe eines besonderen Fragebogens oder abe 
auf Grund der letzten Steuerveranlagung ermittelt werden (Art. 5 f. FLV) 
Die beiden Ermittlungsarten gelten nebeneinander. Im Interesse der Verwal 
tungsökonomie empfiehlt sich jedoch die Ermittlung aufgrund der Steuer 
veranlagung.40 
Zur Vermeidung von Härtefallen41 wurde der Bundesrat mit dem Bundes 
gesetz vom 16. Dezember 198342 beauftragt, die Einkommensgrenze flexibe 
zu gestalten oder die Zulagen abzustufen (Art. 5 Abs. 4 FLG). Der Bundesra 
hat die Variante der abgestuften Kinderzulagen gewählt (Art. 3a FL V) .43 
d) Arten und Ansätze der Zulagen 
Die Familienzulage für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern besteht laut Art. 
Abs. 1 FLG in der Kinderzulage für jedes Kind im Sinn von Art. 9 FL 
Anspruch auf Haushaltungszulage gernäss Art. 3 FLG haben dagegen n 
landwirtschaftliche Arbeitnehmende im Sinn von Art. 1a FLG, nicht auc 
die Kleinbäuerinnen und Kleinbauern. 
Neben den Kindern, zu denen ein zivilrechtliches Kindesverhältnis der an 
spruchsberechtigten Person besteht, gelten auch Pflegekinder 44 und Ge 
39 Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 60 ff. 
40 Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 73; M AURER (Fn. 21), S. 61 9. Siehe auch BGE 127 V 46 
468. 
41 Siehe M AURER (Fn. 21 ), S. 61 9, mit Hinweis aufEVGE 1963, S. 227 f. , wo es das Geric 
als unbi llig kritisierte, dass auch bei nur geringfügigem Überschreiten der Einkommens 
grenze der Zulagenanspruch vollständig entfalle . 
42 AS 1984 350, 352, in Kraft seit I. Apri l 1984. 
schwister der bezugsberechtigten Person, für deren Unterhalt sie in über-
wiegendem Mass aufzukommen hat, als Kinder (Art. 9 Abs. 2 FLG). 
Die Kinderzulage wird grundsätzlich bis zum vollendeten 16. Altersjahr aus-
gerichtet. Sie wird bis zum 25. Altersjahr entrichtet für Kinder in Ausbildung 
und bis zum vollendeten 20. Altersjahr fur Kinder, die wegen einer Krank-
heit oder eines Gebrechens erwerbsunfahig sind, sofern sie keine ganze Ren-
te der Invalidenversicherung beziehen (Art. 9 Abs. 1 FLG). 
Für die Bemessung der Kinderzulage wird danach unterschieden, ob sich der 
Betrieb im Berg- oder im Talgebiet befindet, wobei die Ansätze für die Kin-
der im Berggebiet höher sind. Dies lässt sich sachlich durch den tendenziell 
geringeren Ertrag der Betriebe im Berggebiet sowie die Schwierigkeiten 
rechtfertigen, in den Berggebieten einen Nebenverdienst zu finden. Für die 
Abgrenzung des Berggebiets ist die Standardgrenze des eidgenössischen 
Produktionskatasters bzw. die Zugehörigkeit des Betriebs zu einer Zone 
gernäss der landwirtschaftlichen Zonen-Verordnung 45 massgebend (Art. 6 
Abs. 1 FLG). Es kommt dabei darauf an, ob das wirtschaftliche Schwer-
gebiet des Betriebs im Berg- oder im Talgebiet liegt (Art. 6 Abs. 2 FLG). 
Gegenwärtig liegen die Ansätze der Zulagen für die ersten beiden Kinder im 
Talgebiet bei 170 und im Berggebiet bei 190 Franken pro Monat, für das 
dritte und jedes weitere Kind im Talgebiet bei 175 und im Berggebiet bei 
195 Franken pro Monat. 46 Bei Überschreitung der Einkommensgrenze für 
die Anspruchsberechtigung bis zu 7000 Franken werden reduzierte Kinder-
zulagen ausgerichtet.47 
Zurzeit liegt der Durchschnitt der Familienzulagen pro Kind nach den kan-
tonalen Familienzulageordnungen bei rund 184 Franken.48 Die Ansätze des 
FLG liegen damit fur das Talgebiet leicht unter und für das Berggebiet leicht 
45 Verordnung vom 7. Dezember 1998 über den landwirtschaftlichen Produktionskataster 
43 Die gekürzten Kinderzulagen betragen zwei Drittel der normalen Zulage, wenn das mass 
gebende Einkommen die Grenze um höchstens 3500 Franken übersteigt, und ein Dritte 46 
wenn das massgebende Einkommen die Grenze um mehr als 3500 Franken übersteigt. 
und die Ausscheidung von Zonen (Landwirtschaftliche Zonen-Verordnung), SR 912.1. 
Siehe Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 99 ff. 
Verordnung vom 26. November 2003 über die Einkommensgrenze und die Anpassung 
der Ansätze der Kinderzulagen nach dem FLG, SR 836.13. 44 Im Gegensatz zum AHV-Recht (Hinterlassenenleistungen an Pflegekinder) bestehen di 4 7 
Voraussetzungen nicht, wonach die Pflegekinder unentgeltlich zur dauernden Pflege un 
4 8 Erziehung aufgenommen worden sein müssen; Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 106. 
Siehe vorne Fn. 43. 
Siehe BBl 2004 1331. 
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über diesem Durchschnitt. Zu beachten ist jedoch, dass selbständig Erwerbs Art. 10 Abs. 3 Satz 2 FLG54 ergibt, sollten auch die kantonalen Kinderzula-
tätige nur in einer Minderheit der Kantone überhaupt zulageberechtigt sind.4 gen i_n die Regelung der Anspruchskonkurrenz des FLG einbezogen wer-
Nach dem in der Schweiz vorherrschenden Verständnis soll mit den Fami den. 5) Sind die kantonalen Zulagen jedoch niedriger als diejenigen nach FLG, 
Iienzulagen zudem auch nur ein Beitrag an die Familienlasten geleistet we so kann die berechtigte Person die Differenz zu den Leistungen nach FLG 
den. Die Lasten sind von den unterhaltsverpflichteten Personen grundsät bei der zuständigen kantonalen Ausgleichskasse einfordern. 56 
lieh selbst zu tragen. 5° 
e) Verbot des Doppelbezugs 
Für dasselbe Kind darf nur eine Kinderzulage ausgerichtet werden (Art. 
Abs. 3 FLG). Haben verschiedene Personen Anspruch auf Zulagen für da 
selbe Kind, so bestimmen Art. 9 Abs. 4 und 5 FLG, welche Person in erst 
Linie anspruchsberechtigt ist. 51 
Finanzierung 
Die Aufwendungen für die Ausrichtung von Familienzulagen an Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern mit Einschluss der Verwaltungskosten gehen zu 
zwei Dritteln zu Lasten des Bundes und zu einem Drittel zu Lasten der Kan-
tone. D ie Kantone wiederum können die Gemeinden zur Beitragsleistung 
heranziehen (Art. 19 FLG). Die Familienzulagen an Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern sind damit vollständig durch Steuermittel von Bund und Kan-
tonen finanz iert; dies im Unterschied zu den Familienzulagen an landwirt-
schaftliche Arbeitnehmende, für welche bei den landwirtschaftlichen Arbeit-
gebern ein Beitrag von zwei Prozent der im Betrieb ausgerichteten AHV-
beitragspflichtigen Bar- und Naturallöhne erhoben wird (Art. 18 Abs. 2 
Niemand darf gleichzeitig Familienzulagen für landwilischaftliche Arbei 
nehmende und Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern b 
ziehen (Art. 10 Abs. 1 FLG). Ein hauptberuflicher landwirtschaftlicher 
beitnehmer hat demnach nicht unter beiden Titeln Anspruch auf Familie 
zulagen, wenn er nebenberuflich auch noch als selbständiger K leinbau 
tätig ist. 52 Ein hauptberuflicher Kleinbauer dagegen, der zeitweise als lan 
wirtschaftlicher Arbeitnehmer tätig ist, kann für diese Zeit zwischen den be 
den Arten von Familienzulagen wählen (Art. 10 Abs. 2 Satz 2 FLG). E' 2. 
LG). 
Berufsfischerinnen und Berufsfischer 
Doppelbezug ist aber auch in diesem Fall ausgeschlossen. 
Die Frage der Konkurrenz von Familienzulagen nach kantonalem Recht u 
solchen nach FLG ist erst mit der Ausweitung der Anspruchsberechtigu 
auf nebenberuflich selbständige Kleinbäuerinnen und Kleinbauern zuta 
Gernäss Art. 14 des Bundesgesetzes über die Fischerei57 haben hauptberuf-
lich tätige Berufsfischerinnen und Berufsfischer Anspruch auf Kinderzu-
Jagen nach Massgabe des FLG. Als Berufsfischerinnen und Berufsfischer 
getreten.53 Wie sich aus den Materialien und dem angepassten Wortlaut V--w- -----------
49 Siehe Grundzüge Familienzulageordnungen (Fn. 4), Ziff. 2 und 4. 
50 Siehe etwa LOCHER (Fn. 38), S. 314; M.AHON (Fn. 4), N 5. 
51 Näheres in den Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 116. 
52 MAURER (Fn. 2 1 ), S. 624 f. 
53 Siehe vorne bei Fn. 27. 
«S ie haben ke inen Anspruch auf Kinderzu lagen ftir ein Kind, ftir das sie gleichzeitig an-
dere Familienzulagen beziehen.» 
BGE 118 V 11 9, 127 ff.; zu beachten ist jedoch, dass es den Kantonen freigestellt bleibt, 
die Leistungen gernäss FLG durch zusätzliche Leistungen zu ergänzen (siehe hinten bei 
Fn. 65). 
BGE 118 V 11 9, 127 . Den Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 118, lässt sich indes nach wie 
vor entnehmen, dass nicht gleichzeitig eine Zulage nach FLG und nach kantonalem Recht 
bezogen werden darf. Diese zu absolut gehaltene Formulierung wurde bereits im genann-
ten Entscheid kritisiert. 
Bundesgesetz vom 2 1. Juni 199 1 über die Fischerei, SR 923.0. 
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gelten Personen, die den Fischfang vorwiegend mit Netzen, Garnen un 
Reusen ausüben. Die Anspruchsberechtigten lassen sich in aller Regel eine 
vom Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft periodisch erstellte 
Verzeichnis der Berufsfischerinnen und Berufsfischer entnehmen. 58 
Der Anspruch der Berufsfischerinnen und Berufsfischer besteht nur dan 
wenn ihr reines Einkommen die Einkommensgrenze gernäss Art. 5 Abs. 
FLG nicht übersteigt. 59 Da die Berufsfischerinnen und Berufsfischer i 
Tätigkeit im Unterland ausüben, haben sie Anspruch auf die Kinderzulag 
in der Höhe derjenigen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern im Unterland. 
Bereits bei der Einführung dieses Anspruchs im Bundesgesetz über d 
Fischerei vom 14. Dezember 1973 war man sich bewusst, dass der syst 
matisch bessere Ort für die Regelung das FLG gewesen wäre.61 Trotz me 
maliger Revisionen des FLG sowie der Fischereigesetzgebung ist die No 
indes in der Fischereigesetzgebung verblieben. 
Die Kinderzulagen an Berufsfischerinnen und Berufsfischer verfolgen eine 
seits einen sozialen Zweck,62 dienen anderseits aber auch der Erhaltung d 
Fischereigewerbes und stellen damit eine Massnahme der sektoralen St 
turpolitik dar. Gleichwohl nennt auch das geltende Bundesgesetz über 
Fischerei im Ingress weder Art. 103 noch Art.116 BV 63 als Kompete 
grundlage. 
3. Kantonale Bestimmungen 
Das Verhältnis der Familienzulagen an Kleinbäuerinnen und Kleinbaue 
zum kantonalen Familienzulagenrecht ist unter zwei unterschiedlichen 
pekten zu untersuchen. Zunächst stellt sich die Frage, ob für ein einzeln 
58 Zum Ganzen Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 81. 
59 Siehe vorne, Ziff. li . I . c. 
60 Zum Ganzen Erläuterungen FLG (Fn. 22), N 82. Siehe auch vorne, Ziff. li. 1. d. 
61 BBl 1973 I 694. 
62 BBI 1973 I 694. 
63 Bzw. Art. 31 bis oder Art. 34quinquies der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgen 
senschaftvom 29. Mai 1874 (aBV) . 
Kind Familienzulagen gernäss FLG mit Kinderzulagen nach kantonalem 
Recht kumuliert werden können. Diese Frage wurde bereits weiter vorne 
verneint. Pro Kind wird grundsätzlich immer nur eine Zulage ausgerichtet. 64 
Weiter fragt sich, ob die Kantone für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern über 
die Familienzulagen des FLG hinaus Leistungsverbesserungen vorsehen 
können. Dies ist klar zu bejahen.65 In Art. 24 Abs. 1 FLG ist ausdrücklich 
vorgesehen, dass die Kantone in Ergänzung des FLG höhere Zulagen fest-
setzen und zu deren Finanzierung besondere Beiträge erheben können. 66 
Weiter können die Kantone den Anspruch der Kleinbauern auf Kinderzu-
lagen nach Anhören der landwirtschaftlichen Organisationen an Voraus-
setzungen knüpfen, die auf die bäuerliche Existenzsicherung ausgerichtet 
sind. 67 Gegenwärtig kennen acht Kantone ergänzende Leistungen an selb-
ständige Kleinbäuerinnen und Kleinbauern.68 
Einige Kantone kannten bereits vor dem In-Kraft-Treten des FLG Familien-
zulagen für landwirtschaftliche Arbeitnehmende und Selbständige in der 
Landwirtschaft. Mit Rücksicht auf die umfassenden Regelungen im Kanton 
Genf wurde in Art. 24 Abs. 2 FLG die Möglichkeit vorgesehen, dass der 
Bundesrat auf Antrag einer Kantonsregierung das FLG für den betreffenden 
Kanton für nicht anwendbar erklären kann, sofern die landwirtschaftlichen 
Arbeitnehmenden und Kleinbauern auf Grund der kantonalen Vorschriften 
im Genuss von Familienzulagen in der Mindesthöhe des FLG stehen. Auf-
64 Siehe aber die differenzierte Rechtsprechung zu Art. I 0 Abs. 3 FLG, vorne bei Fn. 56. 
65 BBl 196 1 I1 487f. 
66 Die Möglichkeit, Beiträge zu erheben, bezieht sich nur auf die weiter gehenden Leisnm-
gen der Kantone. Für die Familienzulagen an Kleinbäuerinnen und Kleinbauern nach 
Massgabe des FLG gilt die Finanzierungsregel von Art. 19 FLG. 
67 ° D1ese praktisch wenig relevante Bestimmung möchte den Kantonen die Möglichkeit er-
öffnen, gezielter auf die Entwicklung und Erhaltung des Kleinbauernstandes einzuwirken. 
Der Anspruch kann z.B. an die Voraussetzung geknüpft werden, dass der Betrieb eine ein-
fache Buchhaltung führt ; siehe BBl 1961 li 488 . Die Bestimmung soll nach dem Willen 
der SGK des Nationalrats bei nächster Gelegenheit gestrichen werden (BB12004 6915). 
Siehe Grundzüge Familienzulageordnungen (Fn. 4), Ziff. 421. 
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grund eines entsprechenden Antrags wurde (einzig) der Kanton Genf vo 
Anfang an von der Geltung des FLG ausgenommen.69 
4. Exkurs: Vereinheitlichungsbestrebungen auf Bundesebene 
Seit dem In-Kraft-Treten des Familienschutzartikels im Jahr 1946 (A 
34quinquies aBV) wurde in zahlreichen parlamentarischen Vorstössen sowie i 
Standesinitiativen ein umfassendes Bundesgesetz über die Familienzulage 
gefordert. 70 Gegenwärtig sind die Volksinitiative «Für fairere Kinderzul 
gen»71 sowie die 1991 (!) eingereichte parlamentarische Initiative Fankha 
ser hängig. 72 
Die Volksinitiative will dem Bundesgesetzgeber den verbindlichen Auftra 
erteilen, ein nationales Familienzulagengesetz zu schaffen. Nach diesem so 
jedes Kind, unabhängig von der beruflichen Stellung seiner Eltern, bis zu 
vollendeten 16. bzw. im Fall länger dauernder Ausbildung bis zum vol 
endeten 25 . Altersjahr Anspruch auf eine volle Kinderzulage haben. Die 
müsse mindestens 450 Franken pro Monat betragen und soll der Lohn- un 
Preisentwicklung angepasst werden. Die Finanzierung solle mindestens z 
Hälfte durch die öffentliche Hand und für den Rest durch Arbeitgeber- od 
durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge erfolgen. 
Aufgrund der parlamentarischen Initiative Fankhauser hat die Kommissio 
für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats im Februar 20 
69 Z. B. Grundzüge Familienzulageordnung (Fn. 4), Ziff. 421. Diese Sonderregelung wür 
mit einer einheitlichen bundesrechtlichen Rahmenordnung für Familienzulagen vorau 
sichtlich entfallen (BBl 2004 6915) . 
70 Vgl. den Überblick über die früheren sowie die laufenden Bestrebungen in BBl 20 
1325 ff.; siehe auch MAHON (Fn. 4), N 14 ff. ; HANS PETER TSCHUDI, Entstehung und En 
wiekJung der schweizerischen Sozialversicherungen, Basel/Frankfuri a.M. 1989, S. 120 
71 Siehe die Botschaft des Bundesrats vom 18. Februar 2004 (BBl 2004 1313), in der tro 
der berechtigten Anliegen die Ablehnung der Initiative empfohlen wird. Im Rahmen d 
parlamentarischen Initiative Fankhauser lassen sich die angestrebten Ziele nach der Me 
nung des Bundesrats besser umsetzen (BBl 2004 1344). 
72 Parlamentarische Initiati ve von Nationalrätin Fankhauser vom 13. März 1991 (91.4 11 ). 
einen weniger weit gehenden Entwurf vorgelegt, 73 der gegenwärtig im 
Parlament behandelt wird. 74 Der als Rahmengesetz konzipierte Entwurf folgt 
wie die Initiative dem Grundsatz «Ein Kind - eine Zulage», d.h. auch für 
Kinder Nicht- und Selbständigerwerbstätiger besteht ein Anspruch. 75 Die 
Zulageberechtigung soll bei Erwerbstätigen unabhängig von einer Einkom-
mensgrenze bestehen. 76 Die Familienzulagen sollen beitragsfinanziert sein, 
wobei die Beiträge der Selbständigerwerbenden nur auf dem Einkommen 
erhoben werden, das die Grenze für die obligatorische Unfallversicherung77 
nicht übersteigt. 78 Laut Art. 19 des Entwurfs wären landwirtschaftliche Ar-
beitnehmende sowie selbständigerwerbende Landwirtinnen und Landwirte 
weiterhin dem FLG unterstellt, d.h. das FLG würde neben dem geplanten 
Rahmengesetz fortbestehen. Der Anspruch der selbständigen Landwirte auf 
die Familienzulagen, die von der öffentlichen Hand finanziert werden, unter-
läge damit wie bisher einer Einkommensgrenze. Dafür müssen die selbstän-
digen Landwirtinnen und Landwirte weiterhin keine Beiträge leisten. 79 
73 BBl 2004 6887 (Bericht), 6927 (Entwurf). 
74 Der National rat hat das Geschäft in der Frühjahrssession 2005 durchberaten und den 
Kommissionsentwurf in einigen Punkten modifiziert. Der Ständerat hat den Entwurf in 
der Herbstsession 2005 beraten und abweichende Beschlüsse gefasst. 
75 Dazu BBl 2004 6897 ff. Die SGK des Ständerats hat am 28 . Juni 2005 jedoch in Abwei-
chung des nationalrätlichen Vorschlags entschieden, dem Ständerat die Nichtunterstellung 
der Selbständigerwerbenden zu beantragen. Damit wäre der Grundsatz «Ein Kind - eine 
Zulage» klar durchbrachen. Der Ständerat ist dem Antrag seiner SGK im September 2005 
gefolgt, wodurch eine wichtige Differenz zum Entwurf des Nationalrates entstanden ist. 
76 Nur bei den Familienzulagen für Nichterwerbstätige soll es den Kantonen freigestellt wer-
den, ein Maximaleinkommen vorzusehen: BB12004 6897, 6934. 
77 Diese liegt gegenwärtig bei I 06'800 Franken . 
78 BBI 2004 6908, 6932 f. 
79 BBI 2004 690 I. Die Regelung könnte in dieser Form zur Folge haben, dass für Kinder 
selbständiger Landwirtinnen und Landwirte, welche die Einkommensgrenze überschreiten, 
der Grundsatz «Ein Kind - eine Zulage» durchbrachen würde. Hier würden die Ziele 
(Entlastung der Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, Vermeidung der Landflucht) allenfalls 
besser erreicht, wenn die selbständigen Landwirtinnen und Landwirte bis zu einer be-
stimmten Einkommensgrenze beitragsbefreit würden, der Anspruch aber wie bei anderen 
Selbständigerwerbenden für alle Landwirtinnen und Landwirten erhalten bliebe. 
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5. Typisierung der Familienzulagen für Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern 
MAURER definiert das Sozialversicherungsrecht als jenen «Bereich der 
Rechtsordnung, welcher die ganze Bevölkerung oder einzelne ihrer Schich-
ten durch Versicherungsverhältnisse, die öffentlich-rechtlich ausgestaltet 
sind und der Sozialversicherungsgerichtsbarkeit unterliegen, gegen soziale 
Risiken zu sichern bestimmt ist» .80 
Sozialversicherungen weisen zwar gegenüber anderen Ausgleichs- oder 
Sicherungssystemen typische Besonderheiten auf, doch sind diese in den 
einzelnen Sozialversicherungszweigen sehr unterschiedlich ausgeprägt. 81 
Anhand dieser Besonderheiten lassen sich die Familienzulagen an Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern wie folgt typisieren: 
Anders als in anderen als Klassenversicherungen ausgestalteten Soziai-
versicherungszweigen (Berufliche Vorsorge, Arbeitslosen- und Unfall-
versicherung) sind bei den Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern Selbständigerwerbende und nicht Unselbständigerwerbende 
geschützt. Innerhalb der Selbständigerwerbenden bilden die Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern wiederum eine sehr kleine Gruppe, der hier ein 
besonderer Schutz zuteil wird. 82 
Familien/asten, die durch die Familienzulagen erleichtert werden sollen, 
zählen zu den klassischen sozialen Risiken.83 Insofern dienen die Fami-
lienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern dem gleichen Ziel wie 
die Familienzulagen an landwirtschaftliche Arbeitnehmende sowie die 
kantonalen Familienzulagen. 
80 ALFRED MAURER, Schweizerisches Sozialversicherungsrecht, Band I: Allgemeiner Teil, 
2. Aufl., Bem 1983, S. 80. 
81 ULRJCH MEYER-BLASER, Allgemeine Einführung/Übersicht, in ULRICH MEYER-BLASER 
(Koordination und Verantwortung), HEINRICH KOLLERIGEORG MÜLLER/RENE RHTNOW/ 
ULRICH ZIMMERLI (Hrsg.), Schweizerisches Bw1desverwaltungsrecht, Basel/Genf/Mün-
chen 1998, N 11 f.; MAURER (Fn. 80), S. 78 ff.; LOCHER (Fn 38), S. 57 ff. 
82 Nur eine Minderheit der Kantone kennt bislang Familienzulagen ftir Selbständigerwer-
bende ausserhalb der Landwirtschaft; siehe Grundzüge Familienzulageordnungen (Fn. 4), 
Ziff. 2. 
83 LOCHER (Fn. 38), N 152 ff. ; MEYER-BLASER (Fn. 81), N 14. 
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Die Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern sind rein steu-
erfinanziert. Anders als in vielen - aber nicht in allen84 - Sozialversiche-
rungszweigen werden keine Beiträge erhoben. Da auch die Sozialhilfe-
leistungen der Kantone und Gemeinden steuerfinanziert sind, verwundert 
es nicht, dass die Familienzulagen an Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
gelegentlich als Teil der Sozialhilfe missdeutet werden.85 
Anders als die meisten Sozialversicherungsleitungen86 sind die Familien-
zulagen an Kleinbäuerinnen und Kleinbauern (in sehr schematischer Wei-
se) bedarfsorientiert, da sie nur bis zu einem bestimmten Maximalein-
kommen gewährt werden.87 Im Gegensatz zur Sozialhilfe wird für die Er-
mittlung des Bedarfs jedoch das Vermögen nicht beachtet. Ebenso liegen 
die Ansätze für das Maximaleinkommen etwas höher als die Leistungen 
der Sozialhilfe. 
Im Gegensatz zu Leistungen der Sozialhilfe sind Familienzulagen für 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern typisiert und pauschaliert, 88 d.h. die 
Familienzulagen sind in Gesetz und Verordnung beziffert.89 
Bei näherer Betrachtung ist es vor allem das formelle Kriterium der Unter-
stellung unter die Sozialversicherungsgerichtsbarkeit, das eine klare Abgren-
zung des Sozialversicherungsrechts ermöglicht.90 Dies, die organisatorische 
Anknüpfung an das Ausgleichskassensystem91 und die Ausrichtung auf das 
soziale Risiko «Familienlasten» haben dazu geführt, dass die Familien-
84 Auch die Leistungen der Militärversicherung sowie die Ergänzungsleistungen zu AHV 
und IV sind ausschliesslich steuerfinanziert 
85 Siehe etwa hinten bei Fn. 95. 
86 Eine Ausnahme bilden hier die Ergänzungsleistungen zu AHV und IV. 
87 Vorne, Ziff. 11. I. c. Zur Zulässigkeil der Bedarfsorientierung etwa das Gutachten des 
Bundesamts für Justiz vom 11. Dezember 2004, VPB 66.23 , S. 269, 275. 
88 Vorne, Ziff. II. 1. d. 
89 Vgl. UELI KIESERIGABRIELA RIEMER-KAFKA, Tafeln zum schweizerischen Sozialversiche-
rungsrecht, 3. Aufl., Zürich/Basel/Genf 2003, Tafel 3. 
90 LOCHER (FN. 38), S. 59. Ein Erlass zählt dann zur Sozialversicherung im Sinn von Art. 
128 und 130 OG, wenn seine Verfahrensbestimmungen den Weg der Verwaltungs-
gerichtsbeschwerde an das Eidgenössische Versicherungsgericht eröffnen. 
91 Siehe Art. 13 ff. FLG. 
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zulagen in der Landwirtschaft von der Lehre als Teil des Sozialversiche-
rungsrechts und nicht - was sich inhaltlich ebenfalls rechtfertigen liesse - als 
Teil des Subventions-, des Agrar- oder eben des Wirtschaftsstrukturrechts 
behandelt werden. 
111. Verfassungsrechtliche Grundlagen und Schranken 
1. Entstehung des FLG 
Während des Vollmachtenregimes des zweiten Weltkriegs wurde die Be-
deutung der Landwirtschaft für die Landesversorgung überdeutlich. Da land-
wirtschaftliche Arbeitnehmende sowie Bergbauern schon damals zu den 
wirtschaftlich schwächeren Gruppen gehörten, sollte der Gefahr vorgebeugt 
werden, dass diese ihren Beruf aufgaben und sich in den Zentren bessere 
Verdienstmöglichkeiten suchten. Gestützt auf seine Vollmachten fasste der 
Bund am 9. Juni 1944 den Beschluss, den landwirtschaftlichen Arbeitneh-
menden sowie den Bergbauern finanzielle Beihilfen in der Form von Haus-
haltungs- und Kinderzulagen zu gewähren. Mit befristeten Bundesbeschlüs-
sen vom 20. Juni 1947 und vom 22. Juni 1949 wurde der Vollmachten-
beschluss ins ordentliche Recht überführt. Am 20. Juni 1952 wurde das in 
den Grundzügen noch heute geltende FLG beschlossen und per 1. Januar 
1953 in Kraft gesetzt. 92 Von Anfang an dienten die Familienzulagen nicht 
nur sozialen, sondern auch wirtschaftlichen und in der Kriegszeit gar mili-
tärischen Zwecken. Eine eigentliche Kompetenzgrundlage für die bundes-
rechtliche Regelung von Familienzulagen wurde erst mit der Annahme von 
Art. 34quinquies aBV in der Abstimmung vom 26. November 1945 geschaffen. 
Das FLG wurde jedoch von Anfang an breiter abgestützt, insbesondere auch 
auf Art. 31 bis Abs. 3 lit. b aBV.93 
92 Z ur Entstehungsgeschichte des Erlasses z.B. MAURER (Fn. 21 ), 614 f. ; SCHWErNGRUBER 
(Fn. 15), S. 260 f.; TSCHUDI (Fn. 70), S. 119; BBI 1952 I 206 ff. 
93 Diese Bestimmung, die Teil der neuen Wirtschaftsartikel von 1947 bild~te , lautete wie 
folgt: «Wenn das Gesamtinteresse es rechtfertigt~ ist der Bund befugt, nötigenfalls m Ab-
weichung von der Handels- und Gewerbefre thet t, Vorschnften zu erlassen: .... ht.b. zur 
Erhaltung eines gesunden Bauernstandes und einer Jeistungsfahtgen Landwirtschaft, so-
w ie zur Festigung des bäuerlichen Grundbesitzes; ... » Ste wurde nut der Annahme des 
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Der Kreis der nach FLG Anspruchsberechtigten wurde mit Bundesgesetz 
vom 16. März 1962 wesentlich ausgedehnt, indem auch Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern des Unterlandes einbezogen wurden. Eine weitere Ausdeh-
nung erfolgte mit Bundesgesetz vom 14. Dezember 1979, das auch neben-
beruflich selbständigen Landwirtinnen und Landwirten einen Anspruch ein-
räumte.94 
2. Kompetenzgrundlagen 
In der Vernehmlassung zum FLG wurde teilweise angezweifelt, dass der 
Bund über hinreichende Kompetenzen verfuge, um die Familienzulagen in 
der Landwirtschaft zu regeln. Namentlich bei den aus öffentlichen Geldern 
finanzierten Familienzulagen für Bergbauern handle es sich um Sozialfur-
sorge, nicht um Familienzulagen im Sinn von Art. 34quinquies Abs. 2 aBV. Die 
Fürsorgegesetzgebung wiederum liege in der Kompetenz der Kantone. Der 
Bundesrat entgegnete diesem Einwand, dass die Einkommensgrenzen nicht 
in der Weise festgesetzt seien, dass diese den Charakter von Fürsorgeleis-
tungen hätten. 95 Zudem wies er auf weiter gehende Kompetenzen hin, die er 
sodann auch in den Ingress des FLG aufnahm. 96 Mit Art. 116 Abs. 2, 97 
Art. 103 sowie Art. 104 BV verfugt der Bund denn auch in der Tat über die 
Kompetenzen zur Regelung der Familienzulagen an Kleinbäuerinnen und 
Kleinbauern. 98 
neuen Landwirtschaftsartikels (Art. 31 oclies aB V) aufgehoben. Letztere Bestimmung ent-
spricht dem heutigen Art. I 04 BV. Siehe auch BBI 1952 I 22 I. 
94 Dazu vorne bei Fn. 27. 
95 BBI 1952 I 22 1. 
96 Siehe vorne Fn. 93. Die zentrale Grundlage des FLG, nämlich Art. 34quinquies Abs. 2 BV 
(bzw. Art. 116 Abs. 2) , figuriert in der geltenden Fassung des FLG nicht mehr im Ingress 
des Erlasses, was auf einem redaktionellen Versehen beruhen dürfte. 
97 Z .B. LUZIUS MADER, in BERNHARD EHRENZE LLERIPHILI PPE MASTRONARDIIRAINER 
SCHWEIZER! KLAUS A. V ALLENDER (Hrsg.), St. Galler Kommentar zur Bundesverfassung, 
Zürich/Basel/Genf/Lachen 2002 , Art. 11 6 N 8 ff. 
98 Siehe auch vorne, Ziff. I. 2. 
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3. Leitlinien 
Die Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern liegen im Span-
nungsfeld zwischen Sozialpolitik, regionaler Strukturpolitik und sektoraler 
Strukturpolitik. Zu jedem dieser Politikbereiche enthält die Verfassung in-
haltliche Leitlinien: 
Aus sozial- bzw. familienpolitischer Sicht ist der Bund gehalten, die Be-
dürfnisse der Familie zu beachten und allenfalls Massnahmen zu deren 
Schutz und Förderung zu erlassen (Art. 41 Abs. 1 lit. c i.V.m. Art. 116 
Abs. I BV). Zudem geniessen Kinder und Jugendliche, denen Familien-
zulagen letztlich zu Gute kommen, einen besonderen verfassungsrechtli-
chen Schutz (Art. 11 und Art. 41 Abs. 1 lit. f und g BV).99 Dieser wird in 
verschiedener Hinsicht durch das UN-Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes 100 und andere internationale Garantien verstärkt. 101 
Die regionale Strukturpolitik soll wirtschaftlich bedrohte Landesgegen-
den schützen (Art. 103 BV). Auch die dezentrale Besiedlung des Landes. 
die im neuen Landwirtschaftsartikel ausdrücklich genannt wird, zählt zu 
den Zielen der regionalen Strukturpolitik (Art. 104 Abs. 1 lit. c ). Nicht 
ohne Bedeutung für die Ausgestaltung der Hilfe für Bergregionen ist 
auch die Alpenkonvention mit ihren Zusatzprotokollen. 102 
Mit der sektoralen Strukturpolitik sollen wirtschaftlich bedrohte Wirt-
schaftszweige unterstützt werden (Art. 103 BV). 103 Für die Landwirt-
99 Vgl. das Gutachten des Bundesamts für Justiz vom II. Dezember 2001 , VPB 66.23. 
S. 270 ff. 
100 SR0.107. 
101 Vgl. den Überblick bei BETTINA KAHIL-WOLFF/PIERRE-YVES GREBER, La protection des 
enfants et des jeunes: un bref aper~u du droit international et europeen de Ia securite 
sociale, SZS 2004, S. 186 ff.; siehe zu den internationalen Grundlagen der Kompensation 
von Familienlasten PIERRE-YVES GREBER, Les principes fondamentaux du droit inter-
national et du droit suisse de Ia securite sociale, Lausanne 1984, S. 223 ff. 
102 Übereinkommen vom 7. November 1991 zum Schutz der Alpen (A lpenkonvention), SR 
0. 700 .1 , vor allem das Protokoll über die Berglandwirtschaft (Botschaft zur Ratifizierung 
der Protokolle zum Übereinkommen zum Schutz der A lpen, BBI 2002 2956, 3018 ff.): 
RICHLI in R!CHLI (Fn. 6), N 877 f. 
103 Zu den weiteren Zielen vorne bei Fn . 12. 
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schaft gelten dabei die besonderen Zielvorgaben des Landwirtschaftsarti-
kels (Art. 104 BV). Vor allem soll durch Direktzahlungen das bäuerliche 
Einkommen zu einem angemessenen Entgelt für die erbrachten Leistun-
gen ergänzt werden (Art. 104 Abs. 3 lit. a BV). 104 
Zudem sind auch bei der wirtschafts- und sozialpolitischen Rechtsetzung die 
allgemeinen Verfassungsgrundsätze zu beachten. 105 In ihrem Zusammen-
spiel grenzen die genannten Grundsätze indes nur einen bestimmten Hand-
lungsspielraum ein. Gleichwohl sind bei der Rechtsetzung stets sämtliche 
Leitlinien zu beachten. Wertende Entscheidungen und Abweichungen von 
den Leitlinien können so transparent und überprüfbar gemacht werden. 106 
Vor allem aber lässt sich nur so eine gewisse Kohärenz in Rechtsetzung und 
Rechtsanwendung gewährleisten. 
IV. Zusammenfassung und Ausblick 
Die bisherigen Ausführungen verdeutlichen einen zentralen Punkt: Die Fa-
milienzulagen für Kleinbäuerinnen und Kleinbauern dürfen keinesfalls iso-
liert als Sozialversicherungsrecht, als sozialpolitisch motivierte Direktzah-
lung oder als Subvention für die Leistungen der Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern verstanden werden. Sie lassen sich als Rechtsinstitut nur vollständig 
erfassen, wenn sämtliche mit ihnen verfolgten Ziele mitreflektiert werden. 
Nur vor diesem Hintergrund wird es auch gelingen, sie in einem veränderten 
Umfeld richtig zu deuten und sachgerecht anzupassen. Es zeigt sich hier 
exemplarisch, dass eine fundierte Wirtschafts- und Sozialpolitik nur unter 
Beachtung der Gesetzmässigkeiten und Ziele des jeweils anderen Gebiets 
betrieben werden kann. 107 
104 In diesem Sinn lassen sich denn etwa die Fami lienzulagen an Kleinbäuerinnen und Klein-
bauem als sozialpolitisch motivierte Direktzahlungen deuten, siehe RICHLI, in RICHLI 
(Fn . 6), N 624. 
105 Z.B. Legali tätsprinzip, Rechtsgleichheit, Gleichbehandlung der Gewerbegenossen, Ver-
hältnismässigkeit, Rechtssicherheit, Treu und Glauben, öffentliches Interesse und Subsi-
diarität. Siehe RICHLI (Fn. 5), S. 100 ff. 
106 RICHLI (Fn. 5), S. 302 ff. 
107 Z .B. SCHWEINGRUBER (Fn. 15), S. 17 f.; TSCHUDI (Fn. 16), S. 82 ff. , 86 f. 
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Wagt man vor diesem Hintergrund einen Ausblick auf Fragen, die sich im 
Zusammenhang mit den Familienzulagen für Kleinbäuerinnen und Klein-
bauern in näherer Zukunft stellen werden, so sind die folgenden Punkte zu 
erwähnen: 
Die Landwütschaftspolitik hat sich in den Ietzen Jahren stark verändert. 
Neben der landwirtschaftlichen Produktion werden heute auch weitere 
Funktionen der Landwirtschaft gezielt gefördert. Direktzahlungen für 
Leistungen im Interesse der Allgemeinheit bilden einen wesentlichen Teil 
des bäuerlichen Einkommens. 108 Vor diesem Hintergrund muss man sich 
die Frage stellen, ob die Ordnung der Familienzulagen ftir Kleinbäue-
rinnen und Kleinbauern nicht stärker mit dieser geänderten Politik zu 
koordinieren wäre. Konkret wird sich etwa die Problemstellung ergeben, 
ob und in welchem Umfang Direktzahlungen dem Maximaleinkommen 
nach FLG zuzurechnen sind. 109 Sachgerecht regeln lässt sich diese Frage 
nur, wenn die Zwecke von Direktzahlungen und Familienzulagen mit-
einander in Beziehung gesetzt werden. 110 
Weiter wird zu prüfen sein, ob die Familienzulagen für Kleinbäuerinnen 
und Kleinbauern wie auch die Familienzulagen ftir landwirtschaftliche 
Arbeitnehmende weiterhin in einem separaten Erlass geregelt werden 
sollen, wenn sich ein Bundesrahmengesetz für Familienzulagen realisie-
ren lässt. 111 Der Sonderstellung der Kleinbäuerinnen und Kleinbauern 
wäre vermutlich besser Rechnung zu tragen, wenn ihre Leistungen für 
das Allgemeinwohl mit zusätzlichen Zahlungen und nicht indirekt über 
beitragsfreie Kinderzulagen abgegolten würden. Zudem würde es sach-
lich kaum befriedigen, dass der Grundsatz «Ein Kind - eine Zulage» 
108 ßJAGGINi/Mü LLERiRICHLI/ZiMM ERLI (Fn. 5), S. 183 ff. ; R.iCHLI in RICHLI (Fn .6), N 597 ff. 
109 Siehe vorne bei Fn. 36. 
11 0 Vgl. die vom methodischen Ansatz her gelungenen Ausführungen in BGE 127 V 466, 
472 f. betreffend die Abzugsfahigkeit von Baukreditzinsen vom massgebenden Einkom-
men gemäss Art. 5 Abs. 2 FLG i.V.m. Art. 4 FL V. 
111 Siehe zum gegenwärtigen Stand der Diskussion vorne bei Fn. 75 , 79. 
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allenfalls einzig bei den Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, welche die 
Einkommensgrenze überschreiten, nicht gelten soll. 112 
Angesichts des gewandelten Verständnisses der Aufgaben der Landwirt-
schaft wird sich künftig eine Frage wieder stellen, die politisch schon 
mehrfach aufgegriffen worden ist: 113 Ist es gerechtfet1igt, nur die Klein-
bäuerinnen und Kleinbauern zu unterstützen, um die damit verfolgten 
Ziele (Verhinderung der Abwanderung, Unterstützung der ländlichen 
Wirtschaftsstrukturen) zu erreichen? Auch andere selbständige Klein-
gewerbetreibende im ländlichen Raum treffen auf schwierige wirtschaft-
liche Verhältnisse und tragen entscheidend zur dezentralen Besiedlung 
des Landes bei. Wenn dem geplanten eidgenössischen Familienzulagen-
gesetz oder der Volksinitiative «Für fairere Kinderzulagen» kein Erfolg 
beschieden sein sollte oder die Selbständigerwerbenden nicht umfassend 
in das Familiezulagengesetz einbezogen werden, 114 wird dieses sozial-
und strukturpolitisch zu rechtfertigende Anliegen weiter zu prüfen sein. 
112 Dies wäre aber die Konsequenz der gegenwärtig vom Nationalrat vorgeschlagenen Lö-
sung; siehe vorne in Fn . 79. Anders sähe es dagegen aus, wenn die Selbständigerwerben-
den dem Gesetz nicht unterstellt würden, wie es der Ständerat jüngst beschlossen hat (sie-
he Fn. 75). In diesem Zusammenhang darf auch nicht vergessen werden, dass neben den 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern auch den Berufsfischerinnen und Berufsfischern die 
gleiche Sonderstellung zukommt (vorne Ziff. II . 2.). Für diese Gruppe würde es sich noch 
weniger rechtfertigen, künftig neben einem alWilligen Bundesrahmengesetz eine Sonder-
ordnung aufrecht zu erhalten. Wenn man diese Berufsgruppe weite rhin in besonderer 
Weise unterstützen w ill , so sollte dies direkt über Subventionen oder Direktzahlungen er-
folgen , nicht auf dem Umweg über die Familienzulagen. 
113 Siehe etwa die Hinweise in BBl 1979 II 771 , 783. 
11 4 Siehe Fn. 75. 
